
Aus dem Orwort von Lukas Vischer den Accra-Dokumenten „Accra
3 Ebda. 136—139

Hiıermit SIN gemeıint die drei nunmehr bekannten Stellungnahmen der ortho-
doxen Kırchen UT Genter Okumene: Sendschreiben der Bischofssynode der Ortho-
doxen Kırche in Ameriıka über christliche Einheit und Okumenismus, Erklärung des
Okumenischen Patriıarchats ZU 25jährigen Bestehen des ORK, Botschaft des Pa-
triarchen Pımen und des Heıligen Synods der Russischen Orthodoxen Kiırche den
Zentralausschufß des ORK Beiheft ZUr „Okumenischen Rundschau“ „Okumenische
Bewegung 1973/1974“, herausgegeben VO  a Hanfried Krüger, 3967 Zwei NtWOrt-
schreiben des Exekutivausschusses des ORK den Okumenischen Patrıarchen Dıimit-
r10S$ und den Patriıarchen Pımen VO  3 Moskau un! Ganz-Rußland sind ebenfalls in
Beiheft 29 veröffentlicht, 60-—67.

Vgl Damaskinos Papandreou, Das Orthodoxe entrum des kumenischen Pa-
triarchats 1n Chambesy be1i Genf, 1n 1K 7 (19733 324; hierzu auch den Standpunkt
der Orthodoxie ST Frage der Oıkonomia: Una SAncta, (1973); 3—-10

„Accra 137.
In N: 53 heißt „Da die Eucharistie der LCUC lıturgische Dienst .. den Christus

der Kırche gegeben hat, erscheint normal, daß sS1e nıcht weniger häufig als jeden
Sonntag der einmal 1n der Woche gefeiert werden sollte. Und da S1e das nNneuUe sakra-
mentale ahl des Volkes Gottes ist, erscheint auch normal, daß jeder Christ das
Abendmahl bei jeder Feıer empfangen ollte.

Dafilß einer der Hauptverantwortlichen für die Durchführung der Studien Erz-
priester Vitalij. Borovo) VONn der Russischen Orthodoxen Kırche WAafrl, 1St eın Beweıis
afür, wıe die Orthodoxie miıt der Okumene meınt (vgl „AÄAccra 139)

Menschenrechte 1n der Entwicklung
VO  F LIENEMANN

Menschenrechte wollen ıhrem Begriff nach allgemeın sSe1InN. Ihr offenkundigstes
universales Merkmal aber lıegt in der Allgemeinheit iıhrer Verletzung. Irotz
der Verkündigung der „Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte“ durch die
Vereinten Natıonen Dezember 1948 dürfte auf dieser Erde ohl eın
Land geben, in dem nıcht Verletzungen fundamentaler Rechte vorgekommen
waren bzw. immer noch vorkommen. Und doch geht, wenn auch oft verdrängt
oder unterdrückt, VO  e) der ununterbrochenen Menschenrechtsdiskussion auf dem
Forum der eın Legiıtimationsdruck AauUsS, VO:  3 dem hoffen iSt, daß für
alle Staaten ımmer schwerer wird, sıch iıhm entziehen Freilich siınd Inhalt,
Zusammenhang un Auslegung von Menschenrechten durchaus umstritten,



da{fß ıhr normatıver Gehalrt ımmer aufs Neue 1M tagespolıtischen Stellungskrieg
verschlissen werden droht Gleichwohl wırd sıch auch derjen1ige aut die Dauer
dem humanen Anspruch menschenrechtlicher Normen auf allgemeıne Verbind-
lichkeit nıcht entziehen können, der heute noch meınt, s1e Zu eigenen Vorteıil
einselt1g ufzen können.

Eınen derartıgen Legitimationsdruck 1n Rıchtung auf ıne Anerkennung von

Menschenrechten, welche nıcht einer partikularen Auslegung 7zuzurechnen un:
auf einen besonderen soz1alen un: politischen Kontext begrenzt ISt, ann INa  n

jedenfalls 1n der ökumenischen Menschenrechtsdiskussion beobachten 3. Dabei 1Sst
die Affınität des kirchlich-ethischen Denkens international geltenden Stan-
dards fundamentaler Rechte alt W1e die globale Durchsetzung des Christen-
LUMmMS in der euzeıit: der spanischen Eroberung der Neuen Welt parallel erhebt
sıch der systematisch-moraltheologisch un pastoral formulierte Protest SCHSCH
die Menschenrechtsverstöße der Kolonisatoren. Namen wı1ıe Las Casas oder
Jakob der Däne, Francısco de Vıtorı1a, Ludwig Molina, Francısco Suarez oder

spater mer de Vattel stehen Begınn eines menschenrechtsbezogenen Jus
Publicum Europaeum dessen Wirkungen, vermittelt durch das Rechtsverständ-
N1s der europäischen Autklärung, noch die Fragestellungen der Gegenwart be-
stimmen. Auch WenNnn diese historischen Zusammenhänge weitgehend VveErgesSsecn

un: für die etzten Zzwel Jahrhunderte primär das 1in den Verfassungen
der ıhre Unabhängigkeıt erringenden nordamerikanischen Staaten wirksame
Rechtsverständnis ma{fßgeblich wurde®, haben doch 1n uUuNserenNn Jahrhundert
ökumenisch Orjentierte Christen und Theologen erneut der Vorbereitung un
Formulierung der UN-Menschenrechts-Erklärung und -Konventionen mıtge-
arbeitet. Die „Commuissıon of the Churches International Aftairs“ GC1A)4
des Okumenischen Rates der Kirchen iSt AUS der UN-Meinungsbildung kaum
tortzudenken. Im deutschen Sprachraum hingegen War die Rezeption grund-
legender Menschenrechtskategorien 1mM Zusammenhang theologisch-ethischer Ar-
gumentationen 1in der Nachkriegszeit durchaus peripher. Aut protestantischer
Seıite Mag dafür ıne Grundströmung VO  3 Mißtrauen den Geıist westlich-
autfklärerischer Traditionen mafßgeblich BSEWESCH se1N, deren rationaliıstisch-opti-
mistisches Welt- und Menschenbild einer durch die Erfahrung VO  3 Sünde un:
Schuld gepragten Theologie suspekt seın mu{fßte YSt in dem Maße, ließe sich
auch im Detail zeıgen, als die ökumenischen Kommunikationen intensiver WUr-

den, erwıes sich auch hierzulande dıe Menschenrechtsproblematik als unausweiıch-
lich un wurde zunehmend Gegenstand theologisch-kirchlicher Reflexion.

Miıttlerweiıle hatte indes VOTLr allem 1mM Bereich der zahlreiche Diskus-
s1ıonen über Menschenrechtsprobleme gegeben, welche weıt über den „klassıschen“
Kanon iıhrer Auslegung hinausreichten. Insbesondere der Eıintritt der Jungen



Staaten in die Völkerrechtsgemeinschaft ® hatte 7zunehmend die Aufmerksamkeit
auf die historische und sachliche Begrenztheit der herkömmlichen Menschen-
rechtskataloge gelenkt, welche, liberalen individualrechtlichen Kategorıen
Orlentiert un: 1n ıhrem globalen Anspruch längst, nämlıch se1it der Oktober-
revolution, relatıviert, für die Ordnung vieler Junger Staaten weder als nützlich
noch als nötıg angesehen wurden. Insofern entwickelte siıch die internationale
un Öökumenische Menschenrechtsdiskussion, VOT allem seIit dem Zweıten We  t-
krieg, 1m Horizont des Nord-Süd-Entwicklungskonfliktes daß auf abseh-
bare eıt Menschenrechte ın dem Doppelsinn ULNSCEICS Themas 1B der Entwick-
lung  D sind.

Auf diesem Hıntergrund dienen die folgenden Überlegungen VOT allem einer
sehr gerafften Verhältnisbestimmung der ökumenischen Menschenrechtsdiskussion
Zur internationalen Entwicklung (IL.) sOWl1e Zur Diskussion 1mM Bereich der EK  G

Abschließend sollen kurz einıge Konsequenzen erortert werden.

B1
Am Anfang der UN-Menschenrechtsdiskussion steht die Ckumene. Dieser —

mafßend klıngende Satz hat darın seıne particula ver1,; da{flß schon VOT der Ver-
kündung der „Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte“, VOTr allem auf der
Gründungskonferenz der 1n San Francısco, entscheidende Impulse für die-
SCIH Themenbereich aus kırchlichen Kreisen besonders der USA kamen 1
Dıie „Commissıon Just Ah8l Durable Peace of the Federal Councıl of
Churches“, die Vorgängerorganısation des „Natıonal Councıl of Churches“ der
USA,; spielte hier ıne entscheidende Rolle Neben Dulles, dem spateren
US-Aufßenminister, War maßgeblich Nolde gest beteiligt, der se1it
der Gründung der CCIA 1946 dreiundzwanziıg Jahre lang ıhr Direktor WAar. In
diesem Kontext also begann dıe eueTtTe ökumenische Menschenrechtsdiskussion,
VO:  e} der Erfahrung und Überwindung des Faschismus beeinflußt, 1M Zeıchen der
wel angelsächsischen Pole VO  e} Gewissenstreiheit und Freihandel.

Liest INan die Annual Reports”“ der GCGC1A der 50er un 600er Jahre11, bil-
den Menschenrechtsprobleme un Fragen der Emanzıpatıon VO Kolonialismus
den Grundstock ıhrer Analysen un Empftehlungen. Dıie Gegenstände der Be-
richterstattung sınd die jeweiligen Brennpunkte der Weltpolitik. CC1A-Miıt-
arbeiter, besonders Nolde und Grubb, versuchten u . durch beratende
Empfehlungen bei der Ausarbeitung VO  w} Verfassungsurkunden in Jjungen Staaten
den Schutz elementar-liberaler Freiheitsrechte sıchern. Rassenprobleme fan-
den schon früh besondere Aufmerksamkeıt; dıe CHGre ökumenische Rassısmus-
diskussion 1St 1ın iıhren historischen Wurzeln überhaupt nıcht verstehen, Wenn

INa  - nıcht den Anteil der CSCILA berücksichtigt.



Es ErSTaUNtT, dafß die GFA überdies iıhrer Pragung durch die angelsäch-
sıschen Traditionen mıtsamt iıhren liberalen wirtschaftspolitischen Doktrinen
relatıv deutlich auch 1n solchen Fragen den Kurs der unterstutzte, 1n welchen
sich die Interessen der Dritten Welrt gegenüber der Abhängigkeit VO  ; den reichen
Industrienationen geltend machten. So hat die GEG4A sıch beispielsweise ZU

Anwalrt der „Declaration the Granting of Independence Colonial Coun-
trıes an Peoples“ der UN- Vollversammlung (14 gemacht, nachdem
sı1e O! schon 1951 miıt einer „Erklärung ..  ber technische Hilfsprogramme“ und
1956 mi1t einer Stellungnahme über „Internationale und soziale Entwicklungs-
hılfe“ hervorgetreten WAar. Umgekehrt 1St reıilich auch unübersehbar, dafß nıcht
zuletzt infolge der Unschärte iıhrer ökonomischen Vorstellungen dıe ENTISPrE-
chenden Empfehlungen der (CCGAA eindeutig den Kriterien des internationalen
Freihandels und einer primär kapitalistisch bestimmten OoOrm der internat1ıo0-
nalen Arbeitsteilung orıentiert 11. Und die regelmäßigen Stellungnahmen
Menschenrechtsverletzungen 1mM Sınne der UN-Standards haben nıcht VOI-

hindert, da{fß sıch gleichsam den Augen der GCC1IA die Neokolonialisierung
Lateinamerikas z. B durch die United Fruit Company vollzog. ıcht sehr die
neokolonialen Abhängigkeıiten, sondern, analog der ursprünglichen Abwehr-
stellung die taschistisch-totalitäre Bedrohung der Menschenrechte, die
Fragen des Ost-West-Konflikts Oogen eiınen Gro(fßieteil der Aufmerksamkeit der
Kommuissıon auf sich Auf diesem Hıntergrund wırd erklärlich, da{ß erst 1n den
600er Jahren der Zusammenhang VO  . ökonomischer und kultureller Entwicklung
miıt Menschenrechtsproblemen deutlich bewußt wurde, nachdem dıe GC6;4A aller-
dings schon se1it der Vollversammlung des ORK 1n Evanston (1954) ıhre Miıt-
arbeit innerhalb des Wiirtschafts- und Sozialrates(der verstärkt
hatte 1 Nun wurde auch unübersehbar, da{flß die völkerrechtlichen Ordnungsvor-
stellungen der Jungen Natıonen ımmer weniıger mıit den überlieferten internatı1ıo0-
nalen Regelungen übereinstimmten. Dıie historisch für dıe Durchsetzung der
bürgerlichen Gesellschaft (als einer kompetitiven Marktgesellschaft mi1t kapıta-
listischer Produktionsweise) funktional siınnvollen Menschenrechte ließen sıch
nıcht umstandslos übertragen in Sozialformen, 1in denen VO  ; „subjektiven Rech-
ten NUur mühsam die ede seıin konnte, weıl der diesem Rechtsverständnis -
grundeliegende abendländische Subjektbegriff hier weder eiınen philosophischen
noch einen soz1ialen Ort hatte. Je globaler der Radius der wurde,
partıkularer erschıen das europäisch-liberal gepragte und Schutz des Indivi-
duums VOr staatlıchen Übergriffen orlıentierte Menschenrechtsverständnis 13. Mıt
Grundrechten 1m Sınne VO  ; negatıven Kompetenznormen, schien CS, War dem
nationalen Aufbau wen1g gedient.
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Sozi0logisch und historisch gesehen klıngt diese Beurteilung plausıbel, denn
viel spricht dafür, da{ß einklagbare und staatlıch gyarantıierte Grundrechte soz1al
EerSt möglıch werden auf einer estimmten Stufe ökonomischer Entwicklung,
welche mehr als die Befriedigung VO „basıc human needs“ DESTALLEL, nämlıch die
Erarbeitung eines (möglichst wachsenden) Mehrproduktes über die Subsistenz-
bedingungen hınaus ermöglıicht, infolgedessen ı M soziale Differenzierung ZuUuUr

Folge hat und die außerst voraussetzungsreiche Trennung von „Staat“ und
„Gesellschaft“ gerade als Bedingung der bürgerlichen Rechte Aaus sıch entläßt.
Es spricht 19} ein1ıges für die These, da{ß die grundlegende Funktion VO  3

Grundrechten weniıger 1n ıhrem normatıven Gehalt als vielmehr 1in der durch
sıe mı ermöglıchten Erhaltung derjenigen orm soz1ıaler Difterenzierung lıegt,
WwW1e€e S1e sıch in den modernen liberal-kapitalistischen Gesellschaften herausgebildet
hat 1: Insotern 1st dann konsequent un soziologisch verständlıch, wWenn die
Staaten der Drıitten Welt 1m Zuge der Emanzıpatıon VO  } diesem Gesellschafts-

auch dem für ıh wesentlichen Rechtsverständnıis Dıstanz gewiınnen
suchten.

Als einen Schritt auf dem Wege /8E5B Distanznahme kann INa  - die Tatsache
der Doppelheit der beiden UN-Menschenrechtskonventionen VO Dezember
1966 ansehen. Dıie Kataloge der „klassıschen“, staatsbürgerlichen und poli-
tischen, prıimär indıviduellen, und der „modernen“, wirtschaftlichen, sOZ12-
len un kulturellen Menschenrechte stehen nebeneinander. Wenn mMa  -} ll
„westliches“ und „Östliches“ Menschenrechtsverständnis. ber diese Etikettie-
rung reproduziert selbst diejenige Ideologisierung VO  - Menschenrechten, welche

gerade überwinden oilt15, Vielmehr ware zeıgen, daß beide Kataloge
siıch ‚War keineswegs wechselseitig VOrausseLzZen, ohl aber siıch auseinander als
Konsequenz ergeben könnten, wenn INan jeweıils die ftunktionalen Bedingungen
ZUur Realisierung der ın jeweıils eiınem Katalog beschlossenen Normen empirisch
ertforschen wollte. (50 1St vermutlıch leicht darzutun, daß die Verbindung VO  ;
Freiheit und Gleichheit als grundrechtlichen Prinzıpien den Bedingungen
dıtferenzierter Industriegesellschaften nıcht denkbar 1St ohne iıne Nn Skala
ergänzender wirtschaftspolitischer Normen;: und vielleicht 1St nıcht USZU-

schließen, daß bei wachsenden gesellschaftlıchem Reichtum der Legıtimations-
druck 1n Rıchtung auf die Gewährung kultureller und polıtischer [indıvidueller ]
Teilhaberechte wächst.)

Auf diesem Hıntergrund hat die ökumenische Menschenrechtsdiskussion der
etzten eLIwa2 zehn Jahre dadurch besondere rısanz9 da{fß aus der
Dritten Welt gefragt wurde, ob die Grundrechte Aaus europäischer Tradıtion nıcht
ıne Ursache des Elends der Drıitten Welt se1ın könnten. Der kolumbianische
Soziologe und Mitglied der S Orlando Fals Borda, hat die tolgenden



Thesen vertreten z Human rights tend be recognized maınly by and tor
the powertul an the riıch The DPOOF and oppressed AI largely unprotected by
an: ıgnorant of them. The ideology inherent in thıs body of thinking AN!
ecONOMIC constraınts have made the ımplementatıon ftor authentic, basic human
rights practically impossible.“ 16 Was, mu(ß INa  w} Ja auch fragen, Nutzt die
Redefreiheit dem, der siıch nıcht artikulieren kann, die Pressefreiheit dem, der
nıcht lesen kann, und der Schutz des Eigentums dem, der allein seine Arbeits-
kraft besitzt? Angesıichts der konkreten Versagung elementarster Überlebens-
rechte hat die europäische Menschenrechtsdiskussion verzweiıitelnd UXU-
r1Ööses für die Mehrheit der Erdbevölkerung.

Dıieser Einsicht haben sich der ORK und besonders die GCC1IA 1n den etzten
Jahren gestellt 1 Zahlreiche Iokale Untersuchungen Menschenrechtsverletzun-
gCnh und Konsultationen diesem Thema in der Drıitten Welt haben stattgefun-
den Eıne Zwischenstation auf diesem Wege War die bekannte Konsultation 1n
St. Pölten 1m Oktober 1974 1 In sechs Punkten wurden dort grundlegende
Rechte gefordert, die zıtliert selen:

„a Es zibt eın grundlegendes Recht des Menschen auf Leben, einschliefßlich
der Frage des Überlebens, der Bedrohungen und Verletzungen, die Aaus

ungerechten wirtschaftlichen, sozialen und politischen Systemen resultieren, und
der Lebensqualität.

Es oibt eın Recht, sıch kultureller Identität erfreuen und diese erhal-
ten das schließt Fragen w1e natıonale Selbstbestimmung, Rechte VO  3 Minder-
heiten und fort 1n.

C) Es oibt eın Recht, Entscheidungsprozessen innerhalb der Gemeinschaft
teilzuhaben das umtaßt die an Frage eftektiver Demokratie.

Es oibt eın echt auf unterschiedliche Meınung das ewahrt ıne (Ge-
meinschaft oder eın System davor, sich 1ın autoritärer Unbeweglichkeit Ver-

härten.
e) Es gibt eın echt auf persönliche Würde das umta{ßt die Verurteilung

beispielsweise der Folter und der fortgesetzt verlängerten Haft ohne Gerichts-
verfahren.

Es xibt eın Recht, treı einen Glauben und ıne Religion wählen; das
umtfaßt die Freıheit, entweder allein oder 1n Gemeinschaft mMit anderen in der
Offentlichkeit oder privat seinen Glauben oder seine Religion durch Lehre, Aus-
übung, Gottesdienst un: Vollziehung VO  3 Rıten bekunden.“

Wır brechen hıer ab, denn damıiıt 1sSt der Zielpunkt der Diskussion VOL der
Vollyversammlung des ORK 1n Naiırobi erreicht. Implikationen dieser sechs Stan-
dards wurden 1n St. Pölten angedeutet, VOT allem die, dafß Aaus iıhrer Anerken-



NUung tiefgreiftende Forderungen für ıne Änderung der Weltwirtschaftsordnung
resultieren, w 1€e sıie sıch 1n der UN-Diskussion der etzten Jahre schon abzeich-

ber die Bedeutung dieser Entwicklung aber fallen die Würtel YST 1in der
Zukunft. Wenden WI1r uns daher der innerdeutschen Diskussion

I1I1

„Christen werden versuchen, unterschiedliche Positionen im Verständnis der
Menschenrechte als Ausdruck unterschiedlicher polıtischer un gvesellschaftlicher
Sıtuationen und Fragestellungen verstehen, würdıgen und respektieren.“
Miıt diesen Worten hat die Kammer der EKD für öftentliche Verantwortung
das Problem tormuliert, daß Menschenrechte 1Ur 1mM Zusammenhang der soz1alen
un polıtischen Entwicklung verstanden werden können. icht abstrakt ßr
sıch über Geltungsgrund un -anspruch derartiger Normen Nn, sondern
1L1UTr soweıt, als na  a} den jeweıilıgen Funktionskreis ıhrer Geltung kennt. Von
Menschenrechten kann, mMu: INan ohl tolgern, nıcht als VO  w zeitunabhänzi-
SCH, unıversalen Normen gesprochen werden, sondern S1e siınd sinnvoll 198808  _

dann, WwWenn INa  w iıhren jeweıilıgen sozialen und politischen Ort möglichst N:  u
angeben kann, nıcht aber, Wenn INan eın besonderes, Aaus estimmten Traditio-
183140 CWONNCNHES Menschenrechtsverständnis verallgemeinert. Insofern liegt ın
dem zıtierten Satz der Kammer str1Cto 11SUu die Selbstverpflichtung VeI-

stärkter ökumenischer Kommunikation sSOWIl1e der Bereitschaft, ein bestimmtes
Menschenrechtsverständnis durch die Erörterung seiner Funktionen und Folgen
1n verschiedenen Zusammenhängen relativieren lassen. Diese hermeneutische
Grundentscheidung bietet, wenn sS1e realisiert wiırd, die große Chance, den

erschreckenden Abstand der westdeutschen innerkirchlichen Diskussion Zzu

ökumenischen Kontext zumindest verringern.?1
Schon Wenn INn  } die entsprechende Kammer- Vorlage für die Konsultation ın

St Pölten mit der Fassung VO September 1975 vergleicht, 1St deutlich, dafß
hier ohl nıcht bei einer Absichtserklärung leiben sollte. War jene

Fassung noch Zanz Aaus der volkskirchlichen, inner-bundesrepublikanischen Sıcht
entworfen, hat sıch seither der Horizont geweıtet. iıcht 1Ur wurden die
oben zıtierten sechs Punkte jener Konsultation wörtlich übernommen, vielmehr
wırd 1U  w} 1mM ökumenischen Sınne Aaus der Unteilbarkeit der Menschenrechte tür
alle Menschen, wenn anders der Sınn des Wortes nıcht leer werden soll, gefol-
gert, daß beispielsweise „die Forderung nach einem ‚ANSCINCSSCHCH Lebensstan-
dard‘ nıcht ohne Zusammenhang MmMIt der Verantwortung für dıe Fortent-
wicklung aller Völker vesehen werden kann. Der Katalog sozialer Menschen-
rechte bedarf angesichts der veränderten Bedingungen einer Überprüfung
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un Beschränkung, die siıch auch der Frage der elementaren Lebensbedingun-
SCH für alle Menschen ausrıichtet.23 Dazu parallel lesen ISt die andere Einsicht:
„Menschenrechte werden vielmehr auch dann verletzt, WEeLn die Lebensbedin-
SUNsSsCH und der Wohlstand VO  > Menschen iınnerhalb eınes Landes einse1lt1g auf
Kosten VO  w} Menschen 1n anderen Ländern gefördert werden. Dıie Verwirk-
lıchung der Menschenrechte 1M eigenen Land schliefßt daher die Verpflichtung
für die Durchführung un Verwirklichung der Menschenrechte 1ın anderen Re-
g1onen e1in.

iıcht übersehen werden darf zudem, dafß die Letztfassung wenıgstens
Ende noch eiınen konkreten Hınweıs daraut enthält, da{fß das Antırassısmuspro-

als ıne symbolische Handlung für die Selbstverpflichtung auf die
Achtung und Wahrung VO  w} konkreten Menschenrechtsstandards anzusehen 1St,

daß dadurch nıcht zuletzt dem ON:! naheliegenden Verdacht VO  ; Vertre-
tern der Drıitten Welt begegnet werden kann, als se1 ıne Menschenrechtsdis-
kussion hierzulande lediglich ein interessanter, aber praktisch tolgenloser rechts-
theoretischer Diskurs.25

Man kann über diese GIStCH; klar ZULage tretenden Beobachtungen hinaus-
gehend ein weıteres Novum 1n diesem Dokument der Kammer beobachten, das
möglicherweilse, wenn vertieft ausgeführt würde, dazu angetan ware, einen
wichtigen eigenständıgen westdeutschen Beitrag ZUur ökumenischen Diskussion
abzugeben. meıine den einstweilen 1Ur angedeuteten Zusammenhang VO  w

Okologie und Menschenrechten.26 Wenn nämlich die hier leitende These VO  3 der
Eingebundenheıit der Menschenrechtsdiskussion 1n die soziale, politische und öko-
nomische Entwicklung besonders der Dritten Welt zutreftend 1St, dann 1St
gleich hinzuzufügen, daß diese Entwicklung wiıederum eingebunden 1St 1n den
Proze{ß der gegenwärtigen Zerstörung unserer Biosphäre. Damıt 1St zugleich iıne
Dımension bezeichnet, 1n welcher sıch die außerste Fragwürdigkeit der „klas-
siıschen“ liberalen Freiheitsrechte zeıgt, sofern diese nıcht 1m ENSCICH Sınne als
negatıve Kompetenznormen (Habeas Corpus, nulla OCNHN: sıne lege, bis iın
iıdem et6.)s sondern besonders iın bezug auf den Eıgentumsschutz als Legitimie-
Frung umtassender Aneıgnung und Ausbeutung der Natur 1im Proze{fß hochtech-
nısch vermittelter Arbeit aufgefalßst werden. Wenn richtig ist, da{ß die klassisch-
europäische Menschenrechtstradition zumindest 1n eiınem Verhältnis der Wahl-
verwandtschaft demjen1igen Subjektbegriff steht, der sıch als „Ane1gnungs-
recht auf alle Sachen“ Hegel) geltend macht, dann zeıgen sich ihre renzen
1n der ökologischen Krise. ehr als versuchsweise-andeutend wiırd INa  z hier Sar
nıcht tormulieren können, aber verdient hervorgehoben werden, daß das
Dokument der Kammer diesen Problembereich zumiıindest anvısıert.



Angesichts dieses 1980881 wirklich ökumenischen Problemhorizontes (der sıch trei-
lıch noch schärter akzentuijleren ließe!) gewinnen dıejenıgen Passagen, die in
der für St Pölten bestimmten Fassung über die spezifisch westdeutschen Grund-
rechtsprobleme noch provinziell aANmMUutfeEeN konnten, erst iıhre Legitimıität.
Nunmehr erscheinen s1e als Ausdrücke politischer und staatsrechtlicher Erfah-
rungen und Problemlösungen, die auch ökumenisch IIN werden
verdienen: s1e stellen sıch nıcht präzeptorisch, sondern als erfahrungshaltiger
Beıitrag Sökumenischer Kommunikation dar. SO möchte sıch vielleicht tatsäch-
lich eın Dialog auch miıt Vertretern der Dritten Welt führen lassen, denn auch
sS1e werden, Je weıter der nationale Autbau un mithin die soziale Diffterenzie-
rung fortschreiten, sich den Problemen individuellen Menschenrechtsschutzes g-
genübersehen. Gewiß bestimmen diese Akzente die Vorlage der Kammer VO  w}

September 1975 noch nıcht durchgehend, aber s$1e markieren eutlich den Unter-
schied ZUuUr früheren Fassung.

Gleichwohl leiben nach meınem Eindruck die Distanzen 1m ökumenischen
Gespräch unverkennbar. Deshalb seılen abschließend wel Difterenzpunkte g-
NNT, die 1Ur schwer überbrücken sein dürften.

Vertreter der Dritten Welt W1e Jos:  e Miıguez Bonino 28 oder auch Leopoldo
Nıilus,?9 der Nachtfolger VO  - Nolde als Direktor der GCETA: verweısen
immer wıeder darauf, daß alle Worte ıhre wahre Bedeutung erst 1n dem prak-
tischen Kontext gewinnen, 1ın welchem sıe auf Handlungen und Erfahrungen
mehr oder wenıger unmittelbar bezogen sind. Menschenrechtsverletzungen 1M
Norden Brasıliens, 1ın Moskau oder in westdeutschen Gefängnissen sınd ın der
"Tat unvergleichlich. Noch weniıger können diejenigen, welche nıe 1ın Slums
lebten, wI1ssen, W as derartigen Bedingungen Menschenrechte bzw. ıhre
Verweigerung bedeuten. Nıilus hat einmal ZeW1sse Aufforderungen, Menschen-
rechtsgarantien 1mM Sınne VO  3 Individualrechten 1n der Dritten Welt Ver-

Jangen, mıiıt einem Nagel verglichen, für den aber keine Wand Z1bt, in welche
iInNna  ; ıh schlagen könnte. In diesem Bild spricht sıch die Erkenntnis Aaus, dafß
die Möglichkeit der Geltung VO'  ; Menschenrechten entscheidend abhängt VO  w}

dem sozialen un: politischen Kontext und dem ökonomischen Entwicklungs-
stand, dessen Bedingungen S1e überhaupt 1n raft treten können. Daraus
ergibt sich unmittelbar die Konsequenz für jede ökumenische Menschenrechts-
diskussion, dafß ımmer gleich der konkrete, jeweils zugrundeliegende gesell-
schaftliche Erfahrungsraum mitthematisiert werden mufß, Wenn einem
Dialog kommen soll Dıies gewiß intensivere ökumenische Kontakte VOTLI-

AausS, als s1e hierzulande üblich sind.
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Folgenschwerer könnte ein weıterer Differenzpunkt werden: während in
Dokumenten AaUus der Drıitten Welt dıe semantische Breite VO  e Menschenrechts-
vorstellungen immer mehr zunımmt bis hın allgemeinsten AÄquivokationen
mMi1t Frieden und soz1ıaler Gerechtigkeit, WAarnen eutsche Stimmen dringend
davor, die Menschenrechtsdiskussionen miıt Fragen eLtw2 einer Weltwirt-
schaftsordnung überlasten un womöglıch ersticken. Gerade ın der ohl-
abgegrenzten Funktion als Schutznormen liege die produktive raft von Men-
schenrechten für die Gestaltung VO  - Rechtsbeziehungen mıtsamt den s1e sowohl
ermöglıchenden als auch bedingenden sozialen‘und politischen Formen des (32-
meinwesens.

Dıieses Argument 1St er AStLEr nehmen, als nıcht, WI1e (0)8% oft, jener
Mentalıität entspringt, die lediglich den Splitter 1mM Auge des anderen sıeht,
Menschenrechte VOTLT allem als Kampfbegriffe nach außen, nıcht aber als KSTE noch
bei einem selbst verwirklichendes Ideal versteht. Dennoch annn INa  ; auch
gegenüber dieser Warnung VOTLT einer Zersetzung VO  3 ursprünglıch wohl-definier-
ten Rechtsbegriffen fragen, ob s1e nıcht schnell die rage überspringt, 1in Ww1e-
fern europäische Rechtserfahrungen siıch verallgemeinern lassen. Diese Frage
bedarf vermutlich noch sehr detaillierter empirischer Studıien, 1ın denen die be-
sonderen Probleme in der HAUSGTERNR Entwicklung des Verhältnisses VO  - Staat und
Kırche 1n der Dritten Welt untersuchen waren. YSt auf der Basıs eınes breite-
fren Erfahrungsspektrums wiırd möglıch se1in, die ökumenische Menschen-
rechtsdiskussion erfolgreich weıiterzuführen. In diesem Zusammenhang verdie-
Nnen gewil$ die regionalen Konsultationen der GTA künftig erhöhte Aufmerk-
samkeit. Diese Aufmerksamkeit aber sollten gerade diejenigen Kıiırchen autbrin-
ö  T |  € die 1n der ylobalen Durchsetzung auch der indıyıdualrechtlichen Schutz-
ormen ıne zentrale kirchliche Aufgabe sehen. Daraus könnte sıch evtl]. die
Konsequenz gerade für die EK  C ergeben, stärker als 1ın den etzten Jahren das
Gespräch mIit der CCIA suchen.
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